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1
Einleitung

Folgt man dem im angelsächsischen Raum
entwickelten „Machtressourcen-Ansatz“
(Wright 2000; Silver 2003), so lassen sich
grundlegend drei Quellen gewerkschaftli-
cher Macht unterscheiden (Brinckmann et
al. 2008, S. 24ff.). Bei der ersten Quelle han-
delt es sich um die Organisationsmacht, die
sich vor allem im gewerkschaftlichen Or-
ganisationsgrad und der Fähigkeit zur Mit-
gliedermobilisierung ausdrückt. Die zwei-
te Quelle wird als strukturelle Macht be-
zeichnet. Dahinter verbirgt sich zum einen
die allgemeine Lage auf dem Arbeitsmarkt,
d. h. gewerkschaftliche Macht wird nicht
unerheblich durch die Höhe der Arbeitslo-
sigkeit beeinflusst. Darüber hinaus be-
stimmt die spezifische Stellung einzelner
Beschäftigtengruppen im Arbeitsprozess
die strukturelle Macht. Hierbei verfügen
z. B. Gewerkschaften, die vor allem hoch
qualifizierte und schwer substituierbare
Beschäftigte repräsentieren, über eine deut-
lich größere strukturelle Machtbasis als Ge-
werkschaften, die vor allem im Niedrig-
lohnsektor oder in Bereichen mit gering
qualifizierten Beschäftigten tätig sind. Als
dritte Quelle kann schließlich die institu-
tionelle Macht angesehen werden.

Die institutionelle Macht spiegelt sich
in gesetzlich fixierten Rechten und Rege-
lungen sowie politischen Institutionen wi-
der, die als Ergebnis sozialer Basiskompro-
misse über kurzfristige ökonomische Kon-
junkturen hinweg ein bestimmtes soziales
Kräfteverhältnis festschreiben. Die Tarif-

2
Krise des deutschen 
Tarifvertragssystems

Deutschland erlebt seit Mitte der 1990er
Jahre eine anhaltende Erosion des Flächen-
tarifvertrages. Sie vollzieht sich nicht in
großen Sprüngen, sondern als inkremen-
teller Prozess, der mehrere Ursachen und
Verlaufsformen hat: die Erosion struktu-
reller Macht, gewerkschaftlicher Organisa-
tionsmacht und institutioneller Macht.

2.1 EROSION STRUKTURELLER
MACHT

Der Rückgang gewerkschaftlicher Macht
hängt damit zusammen, dass die ökono-
mische Entwicklung und Strukturverände-
rungen des Arbeitsmarktes die Rahmenbe-
dingungen gewerkschaftlichen Handelns
in den vergangen 15 Jahren nachhaltig ver-
schlechterten. Man muss bis zum Beginn
der 1990er Jahre zurückgehen, um eine
Phase offensiver und erfolgreicher gewerk-
schaftlicher (Tarif-)Politik zu identifizie-
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vertragsysteme, die sich in Deutschland
und anderen westeuropäischen Staaten
nach 1945 herausgebildet haben, können
als eine Kerninstitution dieser sozialen Ba-
siskompromisse angesehen werden und
bilden bis heute die zentrale Quelle für die
institutionelle Macht der Gewerkschaften.
Allerdings stehen die verschiedenen ge-
werkschaftlichen Machtressourcen in ei-
nem bestimmten Spannungsverhältnis zu-
einander, weswegen z. B. ein anhaltender
Verlust von Organisations- und strukturel-
ler Macht auf Dauer nicht ohne Rück-
wirkungen auf die institutionelle Macht
bleibt.

Im Folgenden wollen wir die aktuelle
Entwicklung des deutschen Tarifvertrags-
systems (Abschnitt 2) und seine Stellung
im europäischen Vergleich (Abschnitt 3)
im Hinblick auf das Zusammenspiel der
verschiedenen gewerkschaftlichen Macht-
ressourcen untersuchen. Dabei konzen-
triert sich unsere Analyse auf die Frage, in-
wieweit die Reichweite und Stabilität na-
tionaler Tarifvertragssysteme durch das
Verhältnis von Organisations- und institu-
tioneller Macht geprägt wird. Unsere Kern-
these lautet, dass die schleichende Erosion
des deutschen Tarifvertragssystems durch
einen massiven Verlust sämtlicher gewerk-
schaftlicher Machtressourcen zu erklären
ist, während in vielen anderen westeuro-
päischen Staaten durch eine politische Un-
terstützung des Tarifvertragsystems die 
institutionelle Macht der Gewerkschaften
nach wie vor relativ stabil ist. Das ver-
weist auf Möglichkeiten zur Re-Stabili-
sierung des deutschen Tarifvertragssys-
tems, mit denen der Beitrag schließt (Ab-
schnitt 4).
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ren. Doch bereits die scharfe weltwirt-
schaftliche Rezession 1992/93 setzte dieser
Entwicklung ein Ende; die rasch steigende
Arbeitslosigkeit drängte die Gewerkschaf-
ten in die Defensive. Erstmals mussten die
Gewerkschaften 1994 auf breiter Front Ver-
schlechterungen von Tarifstandards hin-
nehmen.

Überlagert wurde die konjunkturelle
Entwicklung durch die Verschärfung der
internationalen Konkurrenz und die zu-
nehmende Einbindung der weltmarktori-
entierten Unternehmen in Shareholder-
Value-Konzepte, die zu einem weiteren
Machtverlust der Gewerkschaften beitru-
gen. In der Folge entwickelte sich de facto
eine wettbewerbsorientierte Tarifpolitik
(Bispinck/Schulten 2004), die begleitet
wurde von einer „wilden Dezentralisie-
rung“ mit zahlreichen betrieblichen Stan-
dortvereinbarungen.

Anhaltende Massenarbeitslosigkeit und
politisch gewollte Deregulierung des Ar-
beitsmarktes bewirkten eine Zunahme pre-
kärer Beschäftigung und eine starke Aus-
weitung des Niedriglohnsektors. Im euro-
päischen Vergleich weist Deutschland in-
zwischen einen der höchsten Anteile von
Niedrigeinkommensbeziehern und „eine
fast beispiellose Ausdifferenzierung des
Lohnspektrums nach unten“ (Kalina/Wein-
kopf 2008, S. 1) auf. Inzwischen liegen gut
22 % der Beschäftigten mit ihrem Einkom-
men unterhalb der Niedriglohnschwelle
von zwei Drittel des Medianlohnes. In
manchen Wirtschaftszweigen beträgt der
Anteil der Geringverdiener ein Drittel der
Beschäftigten und mehr (Rhein/Stamm
2006).

2.2 EROSION GEWERKSCHAFT-
LICHER ORGANISATIONSMACHT

MITGLIEDERRÜCKGANG

Die durch die sozial-ökonomische Ent-
wicklung geschwächte Position der Ge-
werkschaften schlug auch auf die Mitglie-
derentwicklung durch. Zwar lässt sich nicht
unmittelbar von dem gewerkschaftlichen
Organisationsgrad auf die Tarifbindung
schließen, doch ist die Durchsetzung von
Tarifverträgen immer auch an ein be-
stimmtes Maß an gewerkschaftlicher Orga-
nisationsmacht gekoppelt. Hierzu gehört
vor allem die gewerkschaftliche Mobilisie-
rungs- und Streikfähigkeit, die entschei-
dend vom gewerkschaftlichen Rückhalt in
den Belegschaften abhängt.

Als ein wesentlicher Indikator für die ge-
werkschaftliche Organisationsmacht kann
der gewerkschaftliche Organisationsgrad
herangezogen werden. Im internationalen
Vergleich gehörte Deutschland immer zu
der Gruppe von Industrieländern mit rela-
tiv geringem gewerkschaftlichen Organisa-
tionsgrad. Selbst in guten Zeiten stieg der
(Netto-)Organisationsgrad der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer aller Gewerk-
schaften (DGB, DAG, DBB und CGB)1

nicht über 36 %. Nachdem im Zuge der
deutschen Vereinigung durch den Zusam-
menschluss der Gewerkschaften vorüber-
gehend ein kräftiger Anstieg der Mitglie-
derzahlen erreicht werden konnte, ging es
anschließend umso rascher und tiefer in
den Keller. Der gewerkschaftliche Orga-
nisationsgrad insgesamt sank von rund
36 % im Jahr 1991 auf etwas über 20 % im
Jahr 2007. Die DGB-Gewerkschaften ver-
zeichneten vor der Vereinigung knapp 
8 Mio. Mitglieder, die Zahl stieg 1991 auf
fast 12 Mio. und fiel dann kontinuierlich
bis Ende 2008 auf nur noch 6,4 Mio. (Ab-
bildung 1).

Unterdurchschnittlich verankert sind
die Gewerkschaften bei jüngeren Beschäf-
tigten, Frauen, Angestellten, befristet Be-
schäftigten, im Dienstleistungsbereich, in
kleinen und mittleren Betrieben und im
Osten Deutschlands (Ebbinghaus et al.
2008; Biebeler/Lesch 2006). Nicht von 
ungefähr sind die Bereiche mit schwacher
Tarifbindung durch dieselben Merkmale
gekennzeichnet. Aufgrund der demogra-
fischen Entwicklung werden in den kom-
menden Jahren relativ stärker besetzte 

und besser organisierte Jahrgänge verrentet
und dafür schwächer besetzte und schlech-
ter organisierte Jahrgänge nachrücken. Die
Probleme der Mitgliederorganisierung wer-
den also eher größer als kleiner.

GEWERKSCHAFTSKONKURRENZ

Über Jahrzehnte hinweg war die Dominanz
der DGB-Gewerkschaften in der Tarifpoli-
tik unangefochten. Inzwischen hat sich die
Tarifkonkurrenz verschärft. Einige Berufs-
gewerkschaften, wie z. B. die Pilotenverei-
nigung Cockpit, der Marburger Bund für
die Krankenhausärztinnen und -ärzte so-
wie die Gewerkschaft Deutscher Lokomo-
tivführer (GDL), haben sich teils in harten
Konflikten als eigenständige Tarifparteien
etabliert und versuchen, für ihre Mitglied-
schaft bessere Tarifkonditionen auszuhan-
deln. Dabei haben sie – gegen den Trend –
auch einen Mitgliederzuwachs zu verzeich-
nen. Mit Blick auf die Stabilität des Tarif-
systems weit problematischer ist die Kon-
kurrenz durch die Gewerkschaften des
Christlichen Gewerkschaftsbundes (CGB).
Mit Tarifverträgen unterhalb des Niveaus
der DGB-Gewerkschaften üben sie vor al-
lem in zahlreichen Handwerksbereichen
eine Unterbietungskonkurrenz aus. Eine
bedeutsame politische Aufwertung erfah-
ren die christlichen Gewerkschaften in den
aktuellen Auseinandersetzungen um die

Abb. 1: Mitgliederentwicklung der DGB-Gewerkschaften* 
1998-2008 – in Mio. –

*1989-1990: Westdeutschland; ab 1991 Deutschland gesamt.
Quelle: DGB.
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Festsetzung von Mindestlöhnen. Im Wach-
und Sicherheitsgewerbe sowie in der Zeit-
arbeitsbranche werden Tarifverträge von
christlichen Gewerkschaften als Referenz
für die Mindeststandards herangezogen.
Aus Arbeitgebersicht bieten Verträge mit
den CGB-Gewerkschaften eine zusätzliche
Handlungsoption, die immer öfter auch
genutzt wird (siehe den Beitrag von Drib-
busch in diesem Heft).

2.3 EROSION INSTITUTIONELLER
MACHT

DIFFERENZIERTE UND ABNEHMENDE
TARIFBINDUNG

Rund 62 % der Beschäftigten in Deutsch-
land arbeiten in Betrieben mit Tarifbin-

dung, doch ist die Tarifbindung keineswegs
gleichmäßig ausgeprägt. Im Westen der Re-
publik ist die Tarifbindung deutlich höher
als im Osten. Differenziert man nach Bran-
chen, zeigt sich die höchste Tarifbindung,
gemessen an den Beschäftigten, in der öf-
fentlichen Verwaltung sowie im Bereich
Bergbau/Energie (96 % bzw. 90 %). Im
mittleren Bereich bewegt sich das Investi-
tionsgütergewerbe (65 %) und am Ende
stehen die unternehmensbezogenen Dienst-
leistungen (45 %).

In kleineren Betrieben ist die Tarifbin-
dung weit weniger verbreitet als in größe-
ren: Beschäftigte in Betrieben ab 500 Mit-
arbeitern fallen zu über 90 % unter einen
Tarifvertrag, in Betrieben mit bis zu neun
Beschäftigten ist es lediglich ein Drittel.
Neu gegründete Betriebe sind weitaus sel-

tener tarifgebunden als ältere (Kohaut/Ell-
guth 2008). Interessant ist, dass die Tarif-
bindung auch nach Einkommenshöhe der
Beschäftigten differiert. Nach Daten der
WSI-Lohnspiegel-Datenbank beträgt die
Tarifbindung in Deutschland bei den Be-
schäftigten im untersten Einkommens-
quintil 34 % und steigt dann gleichmäßig
an bis auf 68 % im obersten Einkommens-
quintil (Abbildung 2). In anderen europäi-
schen Ländern, z. B. in Belgien und den
Niederlanden, sind die unteren Einkom-
mensbezieher tarifvertraglich besser er-
fasst (Tijdens/ van Klaveren 2009).

Seit Mitte der 1990er Jahre ist ein kräf-
tiger Rückgang der Tarifbindung zu beob-
achten. In Westdeutschland sank der Anteil
der von Tarifverträgen insgesamt erfassten
Beschäftigten von 76 % im Jahr 1998 auf
63 % im Jahr 2007. In Ostdeutschland ging
der Anteil im gleichen Zeitraum von 63 %
auf 54 % zurück. Betrachtet man aus-
schließlich die für das deutsche Tarifsystem
typischen Flächentarifverträge, also die re-
gional oder bundesweit geltenden Bran-
chentarifverträge, ist seit 1996 ein Rück-
gang der Tarifbindung der Beschäftigten
von 69 % auf 53 % zu verzeichnen. Gerin-
ger fallen die Zahlen aus, wenn man die Ta-
rifbindung der Betriebe betrachtet: Im
Westen fallen 39 % der Betriebe unter die
Tarifbindung, im Osten sind es nur noch
24 % (Abbildung 3).

Mit der Gründung von Verbänden oh-
ne Tarifbindung (OT-Verbände) haben
zahlreiche Arbeitgeberverbände in den
1990er Jahren auf den sinkenden Organi-
sationsgrad reagiert. Die Unternehmen
konnten sich dadurch der Tarifbindung
entziehen, ohne zugleich ihre Mitglied-
schaft im Arbeitgeberverband aufgeben zu
müssen. Die Arbeitgeberverbände versuch-
ten diese verbandspolitische Doppelstrate-
gie auch als Druckmittel in der Tarifpolitik
zu nutzen.

TARIFLOSE ZUSTÄNDE

Die Prägekraft des Tarifvertragssystems 
lässt auch in dem Maße nach, wie die „ta-
riflosen Zustände“ zunehmen. In großen
und kleinen Branchen häufen sich seit ei-
nigen Jahren die Fälle, in denen erst nach
mehreren Monaten neue Tarifabkommen
vereinbart werden (Einzelhandel, Banken).
In zahlreichen anderen Tarifbereichen be-
steht bereits seit Jahren ein tarifloser Zu-
stand. Formal besteht die Tarifbindung
weiter, aber die Tarifnormen befinden sich

Abb. 2: Tarifbindung in Deutschland nach Einkommensquintilen
– in % –

Quelle: WSI-Lohnspiegel-Datenbank – Datenbasis 2008.
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gesetzlichen Mindestlohn entwickelte sich
das AEntG zum Ausweichinstrument und
wurde für weitere Branchen geöffnet (Bis-
pinck/Schulten 2008).

Neben der Allgemeinverbindlichkeit
tragen auch die in acht von 16 Bundeslän-
dern bestehenden Tariftreuegesetze zur
Stabilisierung des Tarifvertragssystems bei,
indem sie die Vergabe öffentlicher Aufträge
an die Einhaltung der bestehenden Tarif-
normen knüpfen (Schulten/Pawicki 2008).
Allerdings hat der Europäische Gerichtshof
im April 2008 diese Regelungen als Verstoß
gegen die europäische Dienstleistungsfrei-
heit gewertet, sodass heute Tariftreueklau-
seln nur noch auf diejenigen Tarifregelun-
gen angewendet werden dürfen, die nach
dem Entsendegesetz allgemeinverbindlich
erklärt worden sind.

3
Die Entwicklung des 
Tarifvertragssystems im
europäischen Vergleich 

Ähnlich wie in Deutschland bildet auch in
den meisten anderen alten EU-Staaten in

lich zurückgegangen. Von 1991 bis 2008 ist
die Zahl der allgemeinverbindlichen Tarif-
verträge von 622 auf 463 gesunken. Bezo-
gen auf die gültigen Ursprungstarifverträ-
ge, d. h. ohne Berücksichtigung von Ände-
rungstarifverträgen und Protokollnotizen,
sind heute nur noch rund 1,5 % der Tarif-
verträge allgemeinverbindlich. Anfang der
1990er Jahre waren es noch 5,4 % (Abbil-
dung 4). Eine zentrale Ursache dafür liegt in
der restriktiveren Haltung der Arbeitgeber-
verbände, die im Tarifausschuss de facto ei-
ne Vetoposition innehaben. Allgemeinver-
bindlicherklärungen müssen nach Auffas-
sung der Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände (BDA) (2008)
die „Ausnahme“ bleiben. Geboten sei ein
„vorsichtiger Umgang“ mit der AVE.

Die Mehrzahl der allgemeinverbindli-
chen Tarifverträge bezieht sich auf Mantel-
tarifverträge bzw. manteltarifliche Bestim-
mungen. Der geringere Teil betrifft unmit-
telbar die Tarifentgelte. Auch hier ist ein
deutlicher Rückgang zu verzeichnen. Bezo-
gen sich 1991 immerhin noch 96 allge-
meinverbindliche Tarifverträge auf Löhne,
Gehälter und Ausbildungsvergütungen,
waren es im Jahr 2008 nur noch 33. Diese
betreffen im Wesentlichen einzelne regio-
nale Tarifbereiche des Friseurgewerbes, des
Wach- und Sicherheitsgewerbes sowie des
Hotel- und Gaststättengewerbes.

Eine gewisse Gegenentwicklung ist bei
der schrittweisen Ausweitung von Allge-
meinverbindlicherklärungen nach dem Ar-
beitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) zu
beobachten, das zunächst nur für Branchen
des Baugewerbes angewendet wurde. In der
Auseinandersetzung um einen allgemeinen

lediglich in der Nachwirkung; die Arbeit-
geber können sie durch andere Regelungen
ersetzen. Betroffen sind überwiegend die
gewerkschaftlich schwach erschlossenen
Bereiche aus den kleinbetrieblich struktu-
rierten Handwerks- und Dienstleistungs-
branchen.1

DEZENTRALISIERUNG

Der Generaltrend der tarifpolitischen Ent-
wicklung ist die Dezentralisierung der Ta-
rifpolitik. In den vergangenen zwanzig Jah-
ren sind mehrere Wellen der Flexibilisie-
rung des tariflichen Regelungsbestandes
über die Tariflandschaft gerollt, die zu einer
weitreichenden Verlagerung der Gestal-
tungskompetenz auf die betriebliche Ebe-
ne geführt haben (Bispinck 2004; Bispinck/
Bahnmüller 2007). Das Verhältnis von Ta-
rif- und Betriebspolitik und damit auch
von Gewerkschaften und Betriebsräten hat
sich in der Folge tief greifend verändert
(siehe den Beitrag von Haipeter in diesem
Heft).

Die kontrollierte Öffnung der Flächen-
tarifverträge mit tariflichen Öffnungsklau-
seln war zum Teil eine Antwort auf die
„wilde Dezentralisierung“, die sich auf be-
trieblicher Ebene an den Tarifparteien vor-
bei entwickelte. Sie sollte auch die Praxis
betrieblicher „Bündnisse für Arbeit“ kana-
lisieren, in denen in Form eines „conces-
sion bargaining“ Zugeständnisse der Be-
schäftigten gegen eine befristete Beschäfti-
gungssicherheit und sonstige Zusagen der
Unternehmen getauscht wurden. Die be-
trieblichen Interessenvertretungen stehen
dieser Entwicklung mehrheitlich skeptisch
bis ablehnend gegenüber. Nach der WSI-
Betriebsrätebefragung sind vier von fünf
Betriebsräten der Auffassung, dass die Ver-
betrieblichung den Arbeitgebern eher die
Möglichkeit gibt, ihre Interessen durchzu-
setzen (Bispinck 2005).

ALLGEMEINVERBINDLICHE 
TARIFVERTRÄGE AUF DEM RÜCKZUG

Das Tarifvertragssystem wird gestützt durch
die Allgemeinverbindlicherklärung (AVE)
von Tarifverträgen nach § 5 Tarifvertrags-
gesetz. Dadurch sollen tarifvertragliche
Schmutzkonkurrenzen und damit sozial
unfaire Wettbewerbsvorteile verhindert
werden. Das Instrument der AVE hat in
Deutschland immer eine relativ geringe Be-
deutung gehabt (Kirsch 2003). Diese ist in
den vergangenen Jahren noch einmal deut-

1 Dazu zählen – zumeist mit einzelnen regionalen
Bereichen – unter anderem folgende Branchen:
Erwerbsgartenbau, Floristik, Sägeindustrie/Holz
bearbeitende Industrie, Baustoffindustrie, zahlrei-
che Metallhandwerke, verschiedene Bauhandwer-
ke, Bäcker-, Konditoren- und Fleischerhandwerk,
Getränkeindustrie, Buch- und Möbelhandel, priva-
tes Verkehrsgewerbe, Tankstellen- und Garagen-
gewerbe, Friseurhandwerk, Bewachungsgewerbe,
Arzthelferinnen, Altenheime.

Abb. 4: Allgemeinverbindliche Tarifverträge in Deutschland 1991
bis 2008 – Ursprungstarifverträge absolut und in % der Ursprungstarif-
verträge insgesamt – 

Daten jeweils zum Stichtag 1.1.
Quelle: BMA-Tarifregister; Berechnungen des WSI.
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Nord-, West-, und Südeuropa der bran-
chenbezogene Flächentarifvertrag nach wie
vor die strukturbildende Form des natio-
nalen Tarifvertragssystems (Schulten 2005;
Carley 2008). Lediglich in Großbritannien
werden Tarifverträge fast ausschließlich auf
Unternehmensebene abgeschlossen. An-
ders sieht es in den neuen EU-Staaten Mit-
tel- und Osteuropas aus, die in der Trans-
formationsperiode in den 1990er Jahren
vorwiegend betriebs- und unternehmens-
bezogene Tarifvertragssysteme herausge-
bildet haben. Die Ausnahme hierbei bildet
Slowenien, wo sich entgegen dem Trend 
ein zentralisiertes Tarifvertragssystem mit
branchenbezogenen und branchenüber-
greifenden Tarifverträgen etabliert hat.

3.1 TARIFBINDUNG IN EUROPA

Die Bedeutung der nationalen Tarifver-
tragssysteme für die Regulierung von Löh-
nen und Arbeitsbedingungen ist in den
einzelnen EU-Staaten sehr unterschiedlich.
Bei der Tarifbindung gibt es eine enorme
Spannbreite, die von annähernd 100 % in
Österreich bis hin zu gerade einmal 11 % in
Litauen reicht (Abbildung 5). In den meis-
ten alten EU-Staaten besteht eine relativ

hohe Tarifbindung zwischen 70 % und
99 %, während in der Mehrzahl der neuen
EU-Staaten die Tarifbindung zum Teil
deutlich unter 50 % liegt.

Im gesamteuropäischen Vergleich be-
findet sich Deutschland mit einer Tarif-
bindung von etwas über 60 % genau im
Mittelfeld. Bezogen auf die Gruppe der al-
ten EU-Staaten hat Deutschland hingegen
mittlerweile einen der niedrigsten Werte,
der nur noch von Luxemburg und Groß-
britannien unterboten wird. Während in
Deutschland die Tarifbindung seit Ende
der 1990er Jahre eine deutlich rückläufige
Tendenz aufweist, ist sie im Gegensatz da-
zu in den meisten anderen EU-Staaten 
relativ stabil geblieben (European Com-
mission 2009, S. 74).

3.2 VORAUSSETZUNGEN FÜR EINE
HOHE TARIFBINDUNG

Um die Niveau- und Entwicklungsunter-
schiede bei der Tarifbindung zwischen
Deutschland und den meisten alten EU-
Staaten zu erklären, muss nach denjenigen
politischen und institutionellen Faktoren
gefragt werden, die eine hohe Tarifbindung
begünstigen. Als erster Faktor lässt sich ein

enger Zusammenhang zwischen der Tarif-
bindung und dem Zentralisationsgrad ei-
nes Tarifvertragssystems konstatieren. In
Ländern mit branchenbezogenen Flächen-
tarifverträgen ist stets eine Mehrheit der
Beschäftigten tarifgebunden, während in
Ländern mit vorwiegend betrieblichen Ta-
rifvertragsstrukturen in der Regel nur eine
Minderheit der Beschäftigten den Schutz
eines Tarifvertrages genießt.

Obwohl seit den 1990er Jahren in vie-
len europäischen Ländern eine Tendenz
hin zur Dezentralisierung der Tarifver-
tragsbeziehungen zu beobachten ist, ist
dieser Trend im Unterschied zu Deutsch-
land nicht mit einer Erosion der Tarifbin-
dung einhergegangen. Ein wichtiger Grund
hierfür liegt darin, dass anders als in
Deutschland die meisten europäischen
Länder über sogenannte „monistische“ In-
teressenvertretungssysteme verfügen, bei
denen sowohl die überbetriebliche als auch
die betriebliche Interessenvertretung durch
gewerkschaftliche Organisationen wahrge-
nommen wird. Dies hat beispielsweise in
den skandinavischen Ländern dazu ge-
führt, dass die Dezentralisierung mit der
Entwicklung von zweistufigen Tarifver-
tragssystemen einherging, ohne dass hier-
durch die institutionelle Tarifmacht der
Gewerkschaften geschwächt worden wäre
(Ilsøe et al. 2007; Stokke 2008).

Darüber hinaus ist die Tarifbindung in
Ländern mit dezentralisierten Tarifver-
tragssystemen deutlich stärker auf die ge-
werkschaftliche Organisationsmacht zu-
rückgeworfen, da in der Regel nur solche
Unternehmen Tarifverträge abschließen, in
denen ein bestimmter gewerkschaftlicher
Organisationsgrad vorhanden ist. In den
Ländern mit hoher Tarifbindung existiert
hingegen keineswegs automatisch auch ein
hoher gewerkschaftlicher Organisations-
grad (Übersicht 1). Das deutlichste Beispiel
bildet Frankreich, wo gerade noch 9 % al-
ler Beschäftigten gewerkschaftlich organi-
siert sind, zugleich jedoch 95 % in den Gel-
tungsbereich eines Tarifvertrages fallen.
Die einzigen Staaten in Europa, wo die ho-
he Tarifbindung primär durch einen ho-
hen gewerkschaftlichen Organisationsgrad
hergestellt wird, sind die nordischen Län-
der Dänemark, Finnland und Schweden.
Dies sind zugleich auch die einzigen Län-
der in Europa, in denen die gewerkschaftli-
che Organisationsmacht durch das soge-
nannte Gent-System politisch gefördert
wird, indem die Gewerkschaften die Ar-
beitslosenversicherung verwalten.

Abb. 5: Tarifbindung in der Europäischen Union 2005/2006*
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In den meisten alten EU-Staaten ist der
gewerkschaftliche Organisationsgrad im
letzten Jahrzehnt weiter zurückgegangen,
ohne dass sich dies negativ auf die Tarif-
bindung ausgewirkt hätte. Ein wichtiger
Faktor für die Tarifbindung ist hingegen
der Organisationsgrad der Arbeitgeber, der
mit Ausnahme der skandinavischen Län-
der in der Regel deutlich höher als der der
Gewerkschaften ist (Übersicht 1). Die Or-
ganisationsbereitschaft der Arbeitgeber wird
jedoch wiederum in hohem Maße von der
politischen Stützung des Tarifvertragssys-
tems durch den Staat determiniert (Traxler
2004). Am deutlichsten wird dies in Öster-
reich, wo durch die Pflichtmitgliedschaft
der Unternehmen in der Wirtschaftskam-
mer für die Arbeitgeber de facto ein Orga-
nisationszwang herrscht. Darüber hinaus
ist der Organisationsgrad der Arbeitgeber
insbesondere in denjenigen Ländern be-
sonders hoch, in denen der Staat in großem
Umfang vom Instrument der Allgemein-
verbindlicherklärung Gebrauch macht.
Außerhalb Skandinaviens ist die Allge-
meinverbindlichkeit von Tarifverträgen
insgesamt der wichtigste Erklärungsfaktor
für eine hohe Tarifbindung (Übersicht 1).

Hinzu kommt die in Europa weitverbreite-
te Festlegung von gesetzlichen Mindestlöh-
nen, die in einigen Ländern gerade in den
Niedriglohnsektoren zur Stabilisierung des
Tarifvertragssystems beigetragen hat (Schul-
ten et al. 2006).

Die anhaltende Erosion des deutschen
Tarifvertragssystems liegt deshalb nicht al-
lein und auch nicht in erster Linie an dem
Verlust gewerkschaftlicher Organisations-
macht, die in ähnlicher Form auch in an-
deren europäischen Ländern beobachtet
werden kann. Der entscheidende Faktor
liegt vielmehr darin, dass anders als in den
meisten EU-Ländern der Staat in Deutsch-
land kaum etwas tut, um das Tarifvertrags-
system zu stabilisieren und damit den an-
haltenden institutionellen Machtverlust
der Gewerkschaften auszugleichen. Hinzu
kommt schließlich ein für die deutschen
Gewerkschaften besonders hoher Verlust
an struktureller Macht, der auf die im eu-
ropäischen Vergleich besonders schlechte
makroökonomische Performance der deut-
schen Ökonomie und die daraus resultie-
rende überdurchschnittlich hohe Arbeits-
losigkeit zurückzuführen ist (Hein/Truger
2007).

4
Ansätze für eine 
Re-Stabilisierung des 
Tarifvertragssystems

Wie die Erfahrungen in anderen europäi-
schen Ländern zeigen, ist die Erosion des
deutschen Tarifvertragssystems keineswegs
ein zwangsläufiger Prozess. Allerdings er-
fordert eine Umkehr dieser Entwicklung
eine bewusste Politik der Re-Stabilisierung
des Flächentarifvertrages. Es lassen sich
zwei strategische Ansatzpunkte definieren,
die man als Re-Stabilisierung „von unten“
und „von oben“ bezeichnen kann. Bei der
Re-Stabilisierung von unten geht es um die
Stärkung gewerkschaftlicher Organisa-
tionsmacht, um die Tarifbindung auf Bran-
chen- und betrieblicher Ebene verteidigen
bzw. Unternehmen wieder neu in die Tarif-
bindung zwingen zu können. Bei der Re-
Stabilisierung von oben geht es darüber
hinaus um eine politische Stärkung des Ta-
rifvertragssystems. Dabei kommt der Re-
form der Allgemeinverbindlicherklärung
eine Schlüsselstellung zu.

Übersicht 1: Tarifvertragssysteme in ausgewählten EU-Staaten
Land Tarifbindung1 Organisationsgrad Organisationsgrad Tarifvertragsebenen Politische Unterstützung des

2006 – in % – der Gewerkschaften2 der Arbeitgeber3 Tarifvertragssystems durch 
2005 – in % – 2006 – in % – AVE4 oder andere Institutionen

Österreich 99 33 100 Vorwiegend Branche Pflichtmitgliedschaft der Unternehmen 
im Arbeitgeberverband 
(Wirtschaftskammer)

Belgien 96 51 72 Drei Stufen-System: Hohe Verbreitung von AVE
National, Branche und 
Unternehmen

Frankreich 95 9 78 Branche und Unternehmen Hohe Verbreitung von AVE
Schweden 92 76 55 Zwei Stufen-System: Keine AVE, hoher gewerkschaftlicher 

Branche und Unternehmen Organisationsgrad gestützt auf das 
Gentsystem

Finnland 90 72 70 Zwei Stufen-System: Teilweise Verbreitung von AVE; 
Branche und Unternehmen hoher gewerkschaftlicher Organisations-

grad gestützt auf das Gentsystem
Spanien 83 15 72 Branche und Unternehmen Hohe Verbreitung von AVE
Niederlande 81 22 85 Vorwiegend Branche, Hohe Verbreitung von AVE

teilweise Unternehmen
Dänemark 80 72 52 Zwei Stufen-System: Keine AVE, hoher gewerkschaftlicher 

Branche und Unternehmen Organisationsgrad gestützt auf das 
Gentsystem

Italien 80 34 51 Zwei Stufen-System: Indirekte AVE durch einklagbaren 
Branche und Unternehmen Tariflohn

Griechenland 70 23 70 Vorwiegend Branche, Mittlere Verbreitung von AVE
teilweise Unternehmen

Portugal 70 17 58 Vorwiegend Branche, Hohe Verbreitung von AVE
teilweise Unternehmen

Deutschland 63 22 63 Vorwiegend Branche, Sehr geringe Verbreitung von AVE
teilweise Unternehmen

Großbritannien 34 29 40 Vorwiegend Unternehmen, Keine
wenige Branchen

1) Tarifgebundene Beschäftigte in % aller Beschäftigten. 2) Beschäftigte Gewerkschaftsmitglieder in % aller Beschäftigten (= Nettoorganisationsgrad). 3) Beschäftigte in Unternehmen, die Mitglied eines
Arbeitgeberverbandes sind, in % aller Beschäftigten. 4) AVE = Allgemeinverbindlicherklärung.

Quelle: Für die Tarifbindung sowie den Organisationsgrad von Gewerkschaften und Arbeitgebern: ICTWSS Database zit. nach European Commission (2009); 
für die Tarifvertragsebene und die politische Unterstützung des Tarifvertragsystems: Zusammenstellung der Autoren auf der Basis von Carley (2008), 
Schulten (2005) und Traxler/Behrens (2002).
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4.1 RE-STABILISIERUNG VON UNTEN

AUFBAU GEWERKSCHAFTLICHER
ORGANISATIONSMACHT

Seit einigen Jahren hat der dramatische
Mitgliederverlust in den DGB-Gewerk-
schaften eine intensive Diskussion um neue
Formen der Mitgliedergewinnung ausge-
löst. Der DGB startete 2005 die Initiative
Trendwende, um in gewerkschaftsüber-
greifenden Projekten die Organisations-
basis der Mitgliedsgewerkschaften zu stär-
ken. Bei verschiedenen Gewerkschaften 
gewinnt neben der Verbesserung traditio-
neller Instrumente der Mitgliederwerbung
(branchen- und gruppenspezifische Wer-
bekampagnen, Mitgliederrückgewinnung
etc.) die Erprobung von Organizing-Kon-
zepten eine wachsende Bedeutung (Brinck-
mann et al. 2008). So versucht die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft in gezielten
Projekten insbesondere in organisations-
schwachen Bereichen (Einzelhandel, Bewa-
chungsgewerbe, Logistik), systematische
Erfahrungen mit Organizing-Ansätzen zu
sammeln (Bremme et al. 2007; Dribbusch
2008). Auch die IG Metall hat bei der For-
mulierung eines Konzepts zur Erneuerung
der Gewerkschaftsarbeit die Erfahrungen
mit Organizing-Ansätzen ausgewertet und
propagiert Organizing als „mitglieder-
orientierte Offensivstrategie“ (Wetzel et al.
2008).

BETRIEBSBEZOGENE TARIFPOLITIK

In dem Maße, wie die Dezentralisierung
der Tarifpolitik voranschritt, sahen sich die
Gewerkschaften gezwungen, über das Ver-
hältnis von branchenbezogener Tarifpoli-
tik und ihrer betrieblichen Umsetzung
nachzudenken. Namentlich die IG Metall
entwickelte eine neue Sichtweise auf das
„Spannungsfeld von Fläche und Betrieb“
(Huber et al. 2006). Die Durchsetzung und
Verteidigung der branchenbezogenen Ta-
rifstandards auf betrieblicher Ebene soll ei-
nen deutlich größeren Stellenwert erhalten.
Betriebliche Konflikte, etwa um die Absen-
kung von Tarifstandards, sollen in stärke-
rem Maße als tarifpolitische Auseinander-
setzungen im Betrieb geführt werden, d.h.
mit gewerkschaftlich legitimierten Vertre-
tern, begleitet von betrieblichen Tarifkom-
missionen und jenseits der Betriebsverfas-
sung. Der Nutzen von Tarifnormen und
Tarifsystem soll auf diese Weise verdeut-
licht, Tarifpolitik neu fundiert und unter

aktiver Einbeziehung der Mitglieder nach-
vollziehbar gestaltet werden. Zudem soll
von Betriebsräten und Gewerkschaft ein
gemeinsames „Forderungs-Management“
aufgebaut werden, das sich deutlich vom
Co-Management zwischen Betriebsräten
und Geschäftsleitungen bisheriger Prägung
unterscheidet (Wetzel 2007). Eine stärkere
Konfliktorientierung gibt es dort, wo An-
griffe auf Tarifstandards erfolgen, aber
auch wo es um die Durchsetzung neuer,
vor allem qualitativer Forderungen geht,
Bestandteil des Konzeptes.

Die Erfahrungen mit dieser neuen be-
triebsorientierten Tarifpolitik sind durch-
aus positiv. Die IG Metall berichtet von
wachsendem Rückhalt der Gewerkschaften
in den Betrieben und von Mitgliederzu-
wächsen bei offensiv geführten betriebli-
chen Auseinandersetzungen unter aktiver
Einbeziehung der Belegschaften (Huber
et al. 2006). Fallstudien zeigen aber auch,
dass dieses Konzept einer offensiven be-
trieblichen Tarifpolitik sich nicht im Selbst-
lauf durchsetzt und auch keineswegs flä-
chendeckend zur Anwendung kommt (vgl.
Haipeter in diesem Heft).

VERTEIDIGUNG DER TARIFBINDUNG

Für die Gewerkschaften ist die Verteidi-
gung der Tarifbindung ein Handlungsfeld
von wachsender Bedeutung. Teilweise se-
hen sich die Gewerkschaften auch in Bran-
chen, in denen es bis vor Kurzem eine gesi-
cherte Tarifbindung gab, mit Absetzstrate-
gien der Arbeitgeber konfrontiert. So ha-
ben sich beispielsweise einzelne regionale
Innungen im Kfz-Gewerbe in den vergan-
genen Jahren aus dem Tarifgeschäft verab-
schiedet. An ihre Stelle traten zum Teil neu
gegründete Tarifverbände, denen jedoch
nur ein Teil der Firmen angehört. In Nord-
rhein-Westfalen beschloss der Verband des
Kfz-Gewerbes im vergangenen Jahr, keine
Verträge mehr mit der IG Metall abzu-
schließen. Er vereinbarte stattdessen ein
Abkommen mit der Christlichen Gewerk-
schaft Metall (CGM). Die IG Metall konn-
te eine Vielzahl von Haustarifverträgen
durchsetzen, die für rund 20.000 Beschäf-
tigte in 273 Betrieben die alten IG Metall-
Tarifstandards sichern.

In einem anderen spektakulären Fall
versuchte das hessische Metallunterneh-
men Vacuumschmelze Hanau im vergan-
genen Jahr, sich der Verbandstarifbindung
zu entziehen. Erst nach einem sechstägigen
Streik konnte eine dauerhafte Ankoppe-

lung an den Flächentarif gesichert werden,
allerdings verbunden mit befristeten Ein-
schnitten in tarifliche Leistungen (IG Me-
tall Hanau 2008). Gelegentlich konnte auch
– wie 2005 im Fall des Kabelherstellers
Nexans – die Flucht in billigere Tarifverträ-
ge mit christlichen Gewerkschaften durch
Streik verhindert werden (metall 2005).

4.2 RE-STABILISIERUNG VON OBEN

So wichtig die gewerkschaftlichen Kam-
pagnen für eine Stärkung ihrer organisato-
rischen Basis und damit der betrieblichen
Durchsetzung von Tarifverträgen sind, so
wenig werden sie alleine ausreichen, um
das deutsche Tarifvertragssystem insge-
samt zu stabilisieren. Eine hohe Tarifbin-
dung lässt sich nur dann primär durch ge-
werkschaftliche Organisationsmacht her-
stellen, wenn die Gewerkschaften einen
„skandinavischen Organisationsgrad“ auf-
weisen, was in Deutschland auf absehbare
Zeit kaum der Fall sein dürfte.

Ergänzend müssen die Gewerkschaften
deshalb eine Strategie entwickeln, die auf
eine politische Re-Stabilisierung des deut-
schen Tarifvertragssystems zielt. Hierzu
gehört zum einen die Einführung eines all-
gemeinen gesetzlichen Mindestlohns, der
in vielen Branchen überhaupt wieder eine
regulative Grundlage schaffen würde, auf
deren Basis dann Tarifvertragsbeziehungen
neu entstehen könnten. Der wichtigste po-
litische Hebel liegt jedoch wie in vielen an-
deren europäischen Ländern im Instru-
ment der Allgemeinverbindlicherklärung
(AVE). Ohne dass auch in Deutschland
wieder deutlich mehr Tarifverträge allge-
meinverbindlich erklärt werden, wird eine
Trendumkehr oder gar substanzielle Stei-
gerung der Tarifbindung kaum zu errei-
chen sein.

Um eine stärkere Nutzung der AVE
durchzusetzen, ist eine grundlegende Re-
form des aktuellen AVE-Verfahrens not-
wendig (Zachert 2003, 2004). Als größtes
Hindernis hat sich die Blockadehaltung der
BDA im Bundestarifausschuss erwiesen,
die zum Teil AVE gegen ihre eigenen Fach-
verbände blockiert hat. Das war auch der
Grund dafür, dass beim Arbeitnehmer-
Entsendegesetz Ende der 1990er Jahre ein
neues AVE-Verfahren eingeführt wurde,
bei dem nicht mehr der Tarifausschuss,
sondern das Bundesministerium für Arbeit
das letzte Entscheidungsrecht hat (Dombre
2007). Als ein erster Reformschritt könnte
deshalb zukünftig bei allen AVE-Fällen ge-
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nerell nach dem Vorbild des Entsendege-
setzes verfahren werden. Vor dem Hinter-
grund einer zunehmenden Arbeitsmigrati-
on in Europa hätte dies zudem den Vorteil,
dass nicht nur tarifliche Mindestlöhne,
sondern die gesamte tarifliche Lohntabelle
auch für entsandte Beschäftigte aus dem
Ausland gelten würde.

Eine grundlegende Reform des AVE-
Verfahrens müsste so gestaltet werden, dass
ähnlich wie z. B. in den Niederlanden die

Mehrheit der Tarifverträge allgemeinver-
bindlich erklärt werden kann. Gerade die
Erfahrungen in den Niederlanden, deren
Tarifvertragssystem ansonsten viele Ähn-
lichkeiten mit dem deutschen aufweist,
sprechen für die positive Wirkung einer
breiten Anwendung von AVE auf die Tarif-
vertragsbeziehungen, die auch von der gro-
ßen Mehrheit der niederländischen Arbeit-
geber gewürdigt wird (Heijnen/van Rij
2003). Entscheidend ist die Erkenntnis,

dass nur ein allgemeinverbindlich erklärter
Tarifvertrag seine ordnungspolitische Funk-
tion erfüllen kann, für alle Unternehmen
gleiche Wettbewerbsbedingungen herzu-
stellen und solche Unternehmensstrate-
gien, die lediglich auf Lohndumping beru-
hen, zu unterbinden. In diesem Sinne ist
die politische Re-Stabilisierung des Tarif-
vertragssystems nicht nur im Interesse der
Gewerkschaften, sondern im öffentlichen
Interesse der gesamten Gesellschaft.
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